
VOLKSFRONT GEGEN REAKTION, FASCHISMUS UND KRIEG 


WAHLRECHT FÜR AUSLÄNDER! 

SOZIALE, RECHTLICHE UND POLITISCHE GLEICHBERECHTIGUNG! 

Demonstratio n am q. Ittfg i «j8s fünf Minuten vor 12.00 
ab lia tliäusTir cuzbcrg, Yockstralic 


Die CDU einschließlich nicht weniger 

reaktionärer Organisationen wie die 

NPD-Ersatzorganisation Soziale 
Volkspartci und Bahners alternative 
CDU-Hilfstruppe Demokratische Al¬ 
ternative machen in ihren Aussagen 
zur Ausländerpolitik der nächsten Ab- 
eordnetcnhaus-Periodc aus einem 


deutsches!) Kapital keinerlei Grenz- 
hindernissc und derartige Beschrän¬ 
kungen des freien Geschäftsverkehrs 
geben darf, wird der Arbeiter in die¬ 
sem Lande durch gesetzlichen und po¬ 
litischen Zwang genötigt, der Natio¬ 
nalität den allerhöchsten (und ganz 
unchristlichen) Respekt zu zollen: 
ausländischen Arbeitern sollen wei¬ 
terhin und auf Dauer die gleichen 
Rechte verwehrt werden wie sic Ar¬ 
beiter "deutscher Staatsangehörig¬ 
keit" haben. Ausdrücklich lehnt die 
CDU ein Wahlrecht fUr Ausländer ab, 
das zumindest fUr die Bezirksverord¬ 
netenversammlungen durch einfaches 
Ge setz im Abgeordnetenhaus be¬ 
schlossen werden könnte. 

"MITEINANDER" 

Die CDU redet dauernd von dem 
"Miteinander von Deutschen und Aus¬ 
ländern". Bekamt ist, daß cs ein "Mit¬ 
einander" längst gibt, und zwar in der 
Fabrik, nicht erst seit heute, sondern 
sclion mehr als zig Jahre. Oder auch 


im Arbeitsamt, auf den Bänken und 
vor den Türen. Oder im Gefängnis, wo 
man besonders leichten Zutritt hat, 
wenn man keinen westdeutschen oder 
Westberliner Ausweis vorzcigcn kann. 

Aber jeder weiß auch, daß dieses 
"Miteinander” befristet und ganz be¬ 
grenzt ist, weil es abhängt vom Willen 


beitenden Staatsorgane: angefangen 
von der Ausländerpolizei Uber die Ge¬ 
richte, das Arbeitsamt bis zur Fürsor- 
gestclle. Der Arbeiter ohne Staatsan¬ 
gehörigkeit (= "Ausländer") unterliegt 
genau den gleichen Pflichten, wie der 
Arbeiter "mit Staatsangehörigkeit" (= 
der "deutsche"). Der Arbeiter "ohne 
Staatsangehörigkeit" ist bevorzugter 
Anwärter auf die härtesten, gefähr¬ 
lichsten und schwersten Arbeitsplät¬ 
ze, auf die widerlichsten Arbcitsver- 
hältnissc, befindet sich z.T. in direk¬ 
ten Tagelöhner-Diensten, muß des¬ 
halb auch am häufigsten den Weg zum 
Arbeitsamt antreten. Das ist die Rol¬ 
le, für die die Kapitalisten den auslän¬ 
dischen Arbeiter gut brauchen kön¬ 
nen, für diese Rolle ist der rechtlose 
und diskriminierte Arbeiter geradezu 
wie geschaffen! Also mUsscn die Aus¬ 
ländergesetze bleiben bzw. den heuti¬ 
gen Bedingungen (z.B. drei Generatio¬ 
nen bzw. Sorten von Ausländern!) ent¬ 
sprechend verändert und verschärft 
werden, muß die Rechtlosigkeit der 
ausländischen Arbeiter bleiben, spre¬ 


chen die Kapitalisten. 

ZBA FORCIERT SPALTUNG 

In Ihrem Jahresbericht für 1983 macht 
die Zentralvereinigung Berliner Ar¬ 
beitgeberverbände (zba)kcin Hehl aus 
ihren Forderungen nach weiterer Vcr- 
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weiterhin restriktive Steuerung des 
Familiennachzugs, insbesondere die 
Beschränkung der Heiratsmöglichkci- 
ten von Angehörigen in der 2. und 3. 
Ausländcrgcncration mit im Ausland 
lebenden Landsleuten ... Die Zahl 
ausländischer Erwerbspersonen 
nimmt jedoch auch ohne Zuzug von 
außen laufend zu. Es gilt daher, eine 
grundsätzliche Änderung des Arbcits- 
crlaubnisrechts für bereits hier ansäs¬ 
sige Ausländer in Erwägung zu ziehen 
...Familiennachzug von Kindern nur 
noch bis zum 6. Lebensjahr..." Getreu 
diesen Forderungen handeln die Lum-. 
mer, Zimmermann u.a. 

Wasvor Jahren als Arbeitskraft an- 
geworben wurde, wird so als nach Be¬ 
lieben anstcllbarc wie abschiebbare 
vor allen Dingen aber billige Armee 
auf dem Arbeitsmarkt zugcrichtct. 
Gleichzeitig verlangen die Kapitali¬ 
sten, daß mehr und mehr staatliche 
Mittel locker gemacht werden, um ih¬ 
nen die Anschaffung moderner Tech¬ 
nologie zu finanzieren. Und der ehe¬ 
malige Siemens-Manager Wronski 


Rassismus vor 50 Jahren ... 


"Im Berliner Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie 
werden in ganzen Serien Schädel mit dem Blciband nach¬ 
geformt, um Unterlagen fUr die Unterscheidung der 
r Arier' von 'Nichtariern' zu schaffen." (H. Bergschicker, 
Deutsche Chronik) 


... und heute 

TÜRKEN "NUR" DISKRIMINIERT - Wenn ein 
Gastwirt an seinem Lokal ein Schild anbringt, das Türken 
den Zutritt verbietet, macht er sich damit nicht strafbar. 

Mit dieser gestern veröffentlichten Entscheidung (Ak¬ 
tenzeichen 5SS286/84) hat der 5. Strafsenat des OLG 
Frankfurt ein Urteil des Landgerichts Darmstadt aufge¬ 
hoben, das einen Gastwirt aus dem Odenwald wegen des 
"TUrkcnverbots" sowie wegen einer anderen, beleidigen¬ 
den Äußerung Uber Türken zu einer Geldstrafe in Höhe 
von 4 500 DM verurteilt hat. 

Bestehen bleibt nach dem Urteil des OLG nur noch eine 
Geldstrafe in Höhe von 1 8od DM wegen Volksverhetzung. 
Diesen Tatbestand hatte der Gastwirt mit der Äußerung 
erfüllt, daß "nur ein toter Türke ein guter Türke" sei. 

Zu dem diskriminierenden TUrkcnschild heißt cs in dem 
Urteil, daß cs den Tatbestand der Volksverhctzung nicht 
erfülle. Durch "das Lokalvcrbot“ seien die Türken nicht 
"zu iiiiterwcrtigcn Mitgliedern der Gemeinschaft" erklärt 
worden. Das Schild stelle vielmehr "eine bloße Diskrimi¬ 
nierung der in der Bundesrepublik lebenden Türken dar" 
und sei für sich genommen nicht strafbar, heißt cs in dem 
Urteil. (Volksblatt Berlin v.7.2.85) 





ebenso wie der Weingutsbesitzer Pie- 
rot h wissen, was sie als Senatoren zu 
tun haben! U.a. gehört zu den geäu¬ 
ßerten und vom Senat hochgeachteten 
Interessen der zba die Förderung sog. 
"intelligenter Arbeitsplätze" im Zu¬ 
sammenhang mit moderner Technolo- 

S ie. Dafür werden Milliarden aus den 
enatstöpfen bereit gestellt. 

Die Kehrseite dieser Nachfrage ist 
die Steigerung der Brutalität der gro¬ 
ßen Konzerne in den Zumutungen gc- 
enUber der "einfachen Arbeit" oder 
irckter: gegenüber den Fach- und 
Hilfsarbeitern.Siesollcn zu jeder Ta¬ 
ges-, Nacht- oder Wochenzeit bereit 
«tehen; werden sie nicht gebraucht, 
sollen sie weniger arbeiten, nimmt die 
Produktion zu, sollen sie mehr arbei¬ 
ten; werden sie nur vorübergehend fUr 
Produktionsspitzen gebraucht, sollen 
sie bloß vorübergehend beschäftigt 
werden mit allen Konsequenzen hin¬ 
sichtlich von Ansprüchen an die So¬ 
zialversicherung usw. Ist cs da nicht 
äußerst vorteilhaft fUr dies schmutzi¬ 
ge Geschäft von großen Konzernen 
und Senat, wem cs wie die ausländi¬ 
schen Arbeiter Beschäftigte gibt, de¬ 
ren Widerstandsmöglichkeit gegen 
diese Profit-Pläne stark geschwächt 
ist? • 


ihrem Wahlprogramm nach acht Jah¬ 
ren berechtigtem Aufenthalt cinzu- 
treten. Das mag für SPD- Mitglieder 
als "kleiner Fortschritt" erscheinen. 


Aber was soll man davon halten, wenn 
die SPD im Wahlprogramm gleichzei¬ 
tig fordert, daß nur bei "verfestigtem 
Aufenthaltsrecht wirtschaftliche 
GrUndc fUr Ausweisungen nicht in An¬ 
spruch genommen werden dlirfcn"? 
D.h. in den fünf Jahren davor ist alles 
erlaubt? 

Und weiter zum SPD-Nicdcrlas- 
sungsrecht: cs soll erst nach acht Jah¬ 
ren Wirklichkeit werden, das Wahl¬ 
recht aber z.B. auch dann nicht ein¬ 
schließen. 

Die Alternative Liste tritt Uber das 
Wahlrecht hinaus ebenfalls fUr ein 
Nicdcrlssungsrechtein. Sie will damit 
ermöglichen, unter Beibehaltung der 
eigenen Staatsangehörigkeit dennoch 
in den politischen und sozialen Rech¬ 
ten die Gleichberechtigung zu erlan¬ 
gen. Jedoch soll dieses Recht erst 
nach fllnf Jahren auf Antrag zu erhal¬ 
ten sein. Die GRÜNEN betrachten 
dies als 'Zwischenstufe" in einem 
"Einwanderungsprozeß". Damit be¬ 
kunden sic zwar ihren grundsätzlichen 
Widerspruch gegen die herrschende 
Ausländerpolitik, aber nicht frei von 
WidersprU-chen und Inkonsequenzen. 
Die Volksfront tritt fUr die Gewäh¬ 
rung der "doppelten Staatsbürger¬ 
schaft" ein: d.h. hier lebende Arbeiter 
mit anderen Staatsangehörigkeiten 


gerichtet zur Verbesserung ihres An¬ 
trags zum Miederlassungsrecht: 

"i. Die Niederlassungsbercchtigung 


wird nicht auf schriftlichen Antrag, 
sondern obligatorisch zuerkannt. 

2 . Die Frist fUr die Erteilung der 
Niederlassunsberechtigung wird auf 
ein halbes Jahr gesenkt. 

3. Nicht nur die hier geborenen Kin¬ 
der von Nicderlassungsbercchtigten, 

sondern alle Kinder von Nicderlas- 
sungsbcrechtigtcn erhalten auf An¬ 
trag die doppelte Staatsbürgerschaft 
ohne Entlasung aus der bisherigen 
Staatsbürgerschaft. 

4. Nicht nur die Kinder, sondern 
auch die Nicderlassungsbercchtigten 
selbst erhalten auf Antrag die deusche 
Staatsbürgerschaft ohne Aufgabe ih¬ 
rer bisherigen Staatsbürgerschaft." 

VERSCHÄRFUNG STEHT BEVOR 

Entsprechend den schon genannten 
Forderungen der Arbeitgeberverbän¬ 
de arbeiten Zimmermann & Co. an 
weiteren Verschärfungen der Auslän- 
dcrgcsctzc. Der Westberliner Senat 
hat eine Initiative zur Verwandlung 
des Asylrechts in Makulatur in den 
Bundesrat cingebracht: U.a. soll alle 
zwei Jahre bei anerkannten Asyl¬ 
suchenden geprüft werden, ob der 
"Asylgrund" noch vorhanden ist; Asyl¬ 
suchende, die innerhalb der ersten 
zwei Wochen ihres Aufenthalts den 
Antrag nicht gestellt haben, sollen 
künftig dazu nicht mehr berechtigt 
sein. So ist klar: die Demonstration 
am 9. März hat keinen Sinn als "Wahl¬ 
kampf-Abschluß- Demonstration", 
sondern bloß als Auftakt zur Mobili¬ 
sierung des Widerstandes gegen diese 
Verschärfungen von Gesetzen und 
Verfahren, die grundsätzlich abge¬ 
lehnt werden müssen. 


_ GLEICHE RECHTE! _ 

Die CDU mit anderen reaktionären 
Vereinigungen steht unmmittclbar für 
die Durchsetzung dieser Interessen. 
Die SPD hat es dazu gebracht, für ein 
Niederlassungsrecht für Ausländer in 


brauchen diese nicht auizugeben, 
wenn sic hier mit der "deutschen" 
Staatsangchörigekeit die gleichen 
Rechte erhalten. In einer Stellungnah¬ 
me zu dem Gesetzantrag der GRÜ¬ 
NEN im Bundestag hat der Arbeits¬ 
kreis Ausländerpolitk der Volksfront 
folgende Vorschläge an die GRÜNEN 


- WAHLRECHT FÜR AUSLÄNDER! 

- WEG MIT DEN A USL Ä N DE R GE SETZ E N ! 

- GLEICHE RECHTE FÜR DEUTSCHE UND AUSLÄNDER! 

BETEILIGT EUCH AN DER DEMONSTRATION GEGEN DIE AUSLÄNDERPO- 


LITIK DER LUMMER. ZIMMERMANN & Co.! 


TERMINE 

Samstag, oa. März 1985: Wahlrecht fUr Auslän¬ 
den Ja oder nein? Podiumsdiskussion mit u.a. 
Rechtsanwälten, Vertreter kandidierender Parteien, 
Vertreter engagierter Organisationen. Ort: Gemeinde 
Zum Heiligen Kreuz, Nostizstr. 6-7, U-Bahn Gneisenau- 
str., Zeit: 16.00 Uhr. Veranstalter: Berliner Kultur- und 
Solidaritäsvcrcin (BKDD) 

Donnerstag, 07. März 1985: Stammtisch der 
Volksfront Themen u.a.: Ausländerpolitik, Veranstal¬ 
tung zum und Kundgebung am 8. Mai, antifaschistische 
Arbeit der Volksfront. Ort: EmdenerStr. 19, Zum Schwa¬ 
benwirt, U-Bahn Birkenstr., Zeit: 19.00 h 


AK AUSLÄNDER-UND ASYLPOLITIK 

Welche Bedeutung hat die von Zimmermann vorbereitete 
Verschärfung der Ausländergesetze und wie ist dagegen 
vorzugehen? Kann die weitere Unterdrückung des Asyl¬ 
rechts verhindert werden? Aufgaben im Widerstand ge¬ 
gen die herrschende Ausländer- und Asylpolitik nach den 
Abgeordnetenhauswahlen und unser Beitrag. Diese Fra¬ 
gen sollen beraten und dazu Festlegungen für die weitere 
arbeit getroffen werden. Dazu laden wir Freunde und In¬ 
teressierte, auch von anderen Gruppen, herzlich ein! 
Zeitpunkt: Donnerstag, 14. März, 19.00 Uhr; 
Ort: GNN-BUro, Pritzwalkcr Str. 10, U-Bahn 
Turmstr., Nähe Kriminalgcricht Moabit 


000- 


Kontakt und v.i.S.d.P.: H. Zicgcrt, Heilmannring 58,1 
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